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Vorblatt 


Vertrag mit Frankreich über den Ausbau des Rheins 
zwischen Kehl/Straßburg und Neuburgweier/ 
Lauterburg 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Durch den Ausbau des Oberrheins entsprechend der ursprüng- 
lichen französischen Planung und gemäß Artikel 358 des Ver- 
sailler Vertrages, wonach dem französischen Staat der alleinige 
Zugriff auf das Wasserangebot des Rheins im Oberlauf zusteht, 
würde der Grundwasserspiegel der Rheinebene mit schwerer 
Schädigung besonders für die deutsche Landwirtschaft absinken. 


B. Lösung 

Nach dem Vertrag werden die Bundesrepublik Deutschland und 
die Französische Republik gemeinsam zwei Staustufen bauen 
und weitere Schutzmaßnahmen ergreifen, wobei die Kosten ge- 
teilt werden. Dadurch wird das bedrohliche Absinken des Grund- 
wasserspiegels in der Rheinebene vermieden. 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Bund und Land Baden-Württemberg werden während eines 
Zeitraums bis zu 25 Jahren voraussichtlich mit Baukosten in 
Höhe von mindestens 440 Millionen DM und höchstens 860 Mil- 
lionen DM belastet. Die Aufteilung der Kosten zwischen Bund 
und Land wird in einem besonderen Abkommen geregelt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Wende 


Der Gesetzentwurf wurde in der 33. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 25. Februar 1970 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen federführend und dem Haiushaltsaus- 
schuß nach § 96 der Geschäftsordnung zur Beratung 
überwiesen. Der Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 16. April 1970 beraten. 

Durch den zur Ratifizierung anstehenden Vertrag 
mit Frankreich wird der Ausbau des Oberrheins 
unterhalb der Staustufe Straßburg, die von Frank- 
reich auf Grund des Versailler Vertrages und des 
Oberrheinvertrages von 1956 (BGBl. 1956, Teil II, 
Seite 1863) errichtet worden ist, näher geregelt. Die- 
ser weitere Ausbau des Oberrheins ist notwendig, 
um ein durch die Inbetriebnahme der Staustufe 
Straßburg drohendes Absinken des Grundwasser- 
spiegels mit schweren Schäden besonders für die 
Landwirtsdiaift in der Rheinebene zu vermeiden. 

Nach dem Vertrag werden bei Iffezheim und 
Gambsheim zwei Staustufen jeweils mit einem 
Querdamm errichtet, der sich auch als Straßenüber- 
gang eignet. Außerdem sind für den Rhein unter- 
halb der Staustufe Iffezheim Baumaßnahmen — 
eventuell eine Sohienpanzerung — vorgesehen, um 
eine Erosion der Rheinsohle auszuschließen. In den 


Vertrag ist weiter eine deutsdi-französische Ver- 
pflichtung aufgenommen worden, wonach die all- 
jährlich erforderlich werdenden Schutzmaßnahmen 
gegen Hochwasser, auch soweit sie nicht in Zusam- 
menhang mit dem Ausbau des Oberrheins stehen, 
von beiden Parteien gemeinsam getroffen werden. 

Die Kosten für die in dem Vertrag vorgesehenen 
Baumaßnahmen werden von den Vertragsparteien 
je zur Hälfte getragen. Von den für die deutsdie 
Seite anfallenden Kosten in Höhe von schätzungs- 
weise 440 Millionen bis 860 Millionen DM wird das 
Land Baden-Württemberg nach Maßgabe eines noch 
abzuschließenden Abkommens einen Teil überneh- 
men i der Rest geht zu Lasten des Bundes. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen begrüßt einmütig den vorliegenden 
Vertrag. Von den darin vorgesehenen Baumaßnah- 
men ist zu erwarten, daß die durch die Stauung des 
Oberrheins bei Straßburg zu erwartenden schädli- 
chen Auswirkungen auf den Grundwasserspiegel und 
auf die Landwirtschaft in der Rhernebene, die unter 
der Bevölkerung bereits starke Beunruhigung ausge- 
löst haben, vermieden werden. Die neuen Staustu- 
fen werden als deutsch-französisches Gemeinschafts- 
werk unter Teilung der Kosten entstehen, eine Re- 
gelung, die vom Ausschuß als sachgerecht und zu- 
kunftsweisend begrüßt wird. 
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Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen empfiehlt daher, den Gesetzent- 
wurf in Drucksache VI/309 unverändert anzunehmen. 
Vom iHaushaltsausschuß wird ein gesonderter Be- 
richt gemäß § 96 der Geschäftsordnung vorgelegt 
werden. 


Bonn, den 16. April 1970 


Wende 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/309 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 16. April 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Wende 

Vorsitzender Berichterstatter 
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